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ich hoffe, Ihnen und ihrer Familie geht es gut.

Im Folgenden möchte ich ihre Fragen zu den arbeitsrechtlichen Auswirkungen der
Corona-Krise auf ihr Beschäftigungsverhältnis beantworten und habe ergänzend
Antworten zu den derzeit drängendsten Fragen an mich zusammengetragen.

Die Antworten sind .5. einer besseren Übersichtlichkeit bewusst knapp gehalten
und bedürfen unter Berücksichtigung jedes Einzelfalls und seiner konkreten
Gegebenheiten ggfs. der Ergänzung.

Ich möchte eine Ansteckung mit dem Corona-Virus vermeiden. Wann darf
ich, wann muss ich zu Hause bleiben?

. Die bloße abstrakte Befürchtung, sich mit dem Corona-Virus anzustecken,
berechtigt nicht dazu, zu Hause zu bleiben (allg. Lebensrisiko). Aufgrund
aktueller Lage, den Empfehlungen der Gesundheitsexperten und des Kon
taktverbots gestatten aber derzeit viele Arbeitgeber Home-Office.
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. Der begründete Verdacht einer Erkrankung am Corona-Virus (Kontakt oder konkrete
Symptome) stellt einen vorübergehenden persönlichen Verhinderungsgrund ( 616 5.
1 BGB) dar, der dazu berechtigt, der Arbeit fernzubleiben und trotzdem sein Entgelt zu
erhalten, wenn dies nicht durch Tarif- oder Arbeitsvertrag ausgeschlossen ist. Ein ärztli
ches Attest bestätigt, dass eine medizinische Indikation für die Untersuchung bestand.

. Sind Krankheitssymptome vorhanden, egal ob auf Corona beruhend, berechtigt dies
dazu, der Arbeit fernzubleiben und Entgeltfortzahlung zu erhalten für 6 Wochen, danach
Krankengeld. Es gelten die üblichen Regeln.

Muss ich dem Arbeitgeber einen Corona-Verdacht oder eine -Diagnose mitteilen?

Es gibt keine Mitteilungspflicht bezüglich des ärztlichen Verdachts oder der ärztlichen Diagnose,
nur hinsichtlich der Arbeitsunfähigkeit und ihrer voraussichtlichen Dauer. Es steht Ihnen natür
lich frei, Ihrem Arbeitgeber und den Kollegen trotzdem den Grund Ihrer Arbeitsunfähigkeit
mitzuteilen, etwa um sie zu warnen. Der Arzt seinerseits hat eine Meldepflicht gegenüber dem
Gesundheitsamt über diagnostizierte Fälle und mittlerweile auch über Verdachtsfälle.

Ein Kollege hat Corona. Was bedeutet das für mich?

Es gibt, wie dargelegt, keine Mitteilungspflicht. Der Arzt hat eine Meldepflicht. Der Arbeitgeber
hat den Kollegen im Rahmen seiner Fürsorgepflicht freizustellen.

Darf mein Arbeitgeber mich nach Hause schicken, ...

. ...weil er meint dass ich krank bin?

Bei begründetem Verdacht der Erkrankung (Kontakt oder konkrete Symptome) kann
der Arbeitgeber Sie zum eigenen Schutz und zum Schutz der restlichen Belegschaft zur
Genesung nach Hause schicken. In diesem Fall kann er keine Arbeit von Zuhause aus
verlangen. Bei Arbeitsunfähigkeit besteht insoweit ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall ( 3 EFZG).

. . . .weil er vage vermutet, dass ich krank sein könnte?

Bei Freistellung von der Arbeit aufgrund bloßer vager Vermutung der Erkrankung, kann
der Arbeitgeber Sie nicht zur Genesung nach Hause schicken. Tut er es doch, befindet
er sich aufgrund ihrer Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit im Annahmeverzug und
schuldet weiterhin Gehalt gemäß § 615 BGB.

. . . .weil er will, dass ich vorsichtshalber von Zuhause aus arbeite?

Der Arbeitgeber kann nicht einseitig Arbeit von zu Hause aus anordnen, sondern es
bedarf einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. In der augenblick-
lichen Situation und um Ansteckungen zu vermeiden, kann dies sinnvoll sein.

Darf mein Arbeitgeber aufgrund betriebswirtschaftlicher Auswirkungen des Corona
Virus den Betrieb vorübergehend schließen und die Belegschaft nach Hause schicken?

Entschließt sich der Arbeitgeber aus freien Stücken den Betrieb vorübergehend zu schließen,
kann er dies natürlich tun. Er muss dann aber auch in diesem Fall das Entgelt weiterzahlen (
615 BGB, Arbeitgeber trägt das sog. Betriebs- und Wirtschaftsrisiko) und darf ohne ausdrück
liche Vereinbarung auch hier nicht auf die Stundenkonten der Beschäftigten zurückgreifen.

Kann mein Arbeitgeber verlangen, dass ich Überstunden abbaue oder Urlaub nehme?
Kann mein Arbeitgeber einseitig Arbeitszeitkonten mit Minusstunden belasten?

Grundsätzlich kann ihr Arbeitgeber Sie nicht gegen ihren Willen in den Urlaub schicken. Ausnah
men gelten für sog. Betriebsferien. Betriebsferien müssen mit dem Betriebsrat/Personalrat ver
einbart werden. In betriebsratslosen Betrieben ist zwar eine einseitige Anordnung möglich, es
muss aber mit ausreichend Vorlauf passieren. Auch ist billiges Ermessen zu berücksichtigen, es
muss genug Resturlaub zur freien Verfügung verbleiben und es sind die Belange der Beschäftig
ten zu berücksichtigen. Von heute auf morgen Urlaub einseitig anzuordnen ist also grundsätzlich
nicht zulässig. Hier sollten einvernehmliche Lösungen gesucht werden. Auch der einvernehmlich
vereinbarte Abbau von Überstunden kann ein Mittel sein, um die Zeit zu überbrücken.
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Ihr Arbeitgeber darf nicht einseitig Arbeitszeitkonten mit Minusstunden belasten. Es gibt aber
tarifvertragliche oder arbeitsvertragliche Regelungen, die die Nutzung von Arbeitszeitkonten zur
Überbrückung von Auftragsschwankungen vorsehen.

Was ist Kurzarbeit? Welche Folgen hat Kurzarbeit für mich?

Der Arbeitgeber kann bei betriebswirtschaftlichen Auswirkungen des Corona-Virus Kurzarbeiter
geld beantragen. Hierfür müssen mindestens 10 Prozent der Beschäftigten von einem Arbeits
ausfall betroffen sein. Kurzarbeit ist ggfs. auch bei Leiharbeit möglich.

Kurzarbeit kann aufgrund von Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen angeordnet werden.
Gibt es keine solche Grundlage, muss eine Vereinbarung mit Ihnen abgeschlossen werden.
Diese Vereinbarung muss den gesetzlichen Anforderungen entsprechen (Ankündigungsfrist,
Reduzierungsumfang der Arbeit, Auswahl der Mitarbeiter, Dauer der Kurzarbeit usw.).

Bei Kurzarbeit bekommen Sie den Lohn, der der reduzierten tatsächlichen Arbeitszeit entspricht.
Vom restlichen Nettolohn bekommen Sie 60 % (bei Kindern 67 %) von der Agentur für Arbeit.

Wenn es im Betrieb eine flexible Arbeitszeitregelung gibt, müssen die Arbeitszeitguthaben (Plus
stunden) zur Vermeidung von Arbeitsausfällen anteilig eingebracht werden, außer es gelten
gesonderte tarifliche Regelungen.

Urlaubsansprüche sollen vor Beginn der Kurzarbeit für das laufende Jahr verplant werden, Rest-
urlaub aus dem vergangenen Jahr vor der Kurzarbeit abgebaut.

Während des Bezugs von Kurzarbeitergeld müssen Sie bei Vermittlungsbemühungen durch die
Agentur für Arbeit grundsätzlich mitwirken.

Das von der Arbeitsagentur gezahlte Kurzarbeitergeld ist steuerfrei. Beim Lohnsteuerjahres
ausgleich — vor allem bei einer gemeinsamen Veranlagung — muss aber beachtet werden, dass
die gezahlten Beträge bei der Ermittlung des persönlichen Steuersatzes berücksichtigt werden.
Dadurch erhöht sich der Steuersatz, der auf das reguläre Einkommen bezahlt wird (Progres
sionsvorbehalt). WICHTIG IST: Sie sind verpflichtet, alle Änderungen in den persönlichen
Verhältnissen (z.B. Änderung von Steuerklassen o.ä.) sofort ihrem Arbeitgeber anzuzeigen.

Muss ich bei Vollauslastung des Betriebs mehr arbeiten als sonst, auch um erkrankte
Kollegen zu ersetzen?

Grundsätzlich gilt: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind zur Arbeit in dem in ihrem
Arbeitsvertrag vereinbarten Umfang verpflichtet. Überstunden können nach Arbeitsvertrag,
Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung angeordnet werden.

Nur im Notfall - etwa im Katastrophenfall zur Abwendung von Schäden im Betrieb — darf der
Arbeitgeber einseitig überobligatorische Arbeit einfordern, nicht aber um in einem produ
zierenden Betrieb die erhöhte Nachfrage nach bestimmen Produkten zu befriedigen. In
Betrieben mit Betriebsrat ist dessen Zustimmung zur Anordnung von Überstunden erforderlich.

Die Überstundenarbeit muss zudem in aller Regel zusätzlich vergütet werden. Möglich ist, einen
Freizeitausgleich statt Vergütung zu vereinbaren.

Bei der Anordnung von Überstunden sind grundsätzlich die Höchstgrenzen des Arbeitszeit-
gesetzes einzuhalten, also die geltenden Tageshöchstarbeitszeiten (in der Regel 10 Stunden),
die Grenzen der Ruhezeiten (in der Regel 11 Stunden täglich), der Nachtarbeit und der
Sonntags- und Feiertagsruhe. Nur in engen Ausnahmefällen eröffnet § 14 ArbZG vorübergehend
Abweichungsmöglichkeiten von diesen Grenzen. Auch in diesen Fällen darf die Arbeitszeit 48
Stunden wöchentlich im Durchschnitt von 6 Kalendermonaten nicht überschreiten.

Was passiert, wenn mein Betrieb von der zuständigen Behörde unter Quarantäne ge
stellt oder geschlossen wird? Bekomme ich weiterhin meinen Lohn, auch wenn ich
selbst nicht erkrankt bin?

Grundsätzlich trägt ihr Arbeitgeber auch dann das Risiko und damit auch die Lohnkosten ( 615
BGB). Angesichts der Corona-Pandemie und der aktuell angeordneten, flächendeckenden
Schließung von Kultur- und Sporteinrichtungen, Schulen, Kindertagesstätten, Clubs und Knei
pen, etc. sind für die Sicherung der Löhne und Arbeitsplätze der dort Beschäftigten ergänzend
zu den geltenden Rechtsgrundsätzen dringend politische Lösungen notwendig, die gewähr-
leisten, dass auch in diesen Fällen die Entgeltansprüche der Beschäftigten gesichert sind.
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Das Infektionsschutzgesetz regelt bisher nur für individuelle Arbeitnehmer einen Anspruch
gegenüber der zuständigen Behörde auf so genannte Verdienstausfällentschädigung. Dieser gilt
für jene Arbeitnehmer, die als „Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsverdächtiger
oder als sonstiger Träger von Krankheitserregern“ von der Behörde mit einem beruflichen Tätig-
keitsverbot belegt wurden ( 56 Infektionsschutzgesetzes). Die Entschädigung in Höhe des
Verdienstausfalls (in den ersten sechs Wochen) wird vom Arbeitgeber ausgezahlt, § 56 Abs. 5
IfSG. Der Arbeitgeber hat gegen die Behörde dann einen Erstattungsanspruch hinsichtlich des
gezahlten Verdienstausfalls. Damit aber Beschäftigte möglichst lückenlos ihr Geld erhalten, ist
der Arbeitgeber insoweit verpflichtet, mit der Entschädigungszahlung in Vorleistung zu gehen —

allerdings nur für die Dauer von höchstens sechs Wochen, danach zahlt die Behörde die Ent
schädigung direkt an die Beschäftigten aus. Falls der Arbeitgeber nicht in Vorleistung geht, zum
Beispiel, weil er sich weigert, können sich Beschäftigte mit ihrem Entschädigungsanspruch
direkt an das Landesamt/die Landesbehörde wenden. Sollten Beschäftigte im Laufe der Quaran
täne tatsächlich erkranken, erhalten sie Entgeltfortzahlung bei Krankheit und anschließend
(nach 6 Wochen) Krankengeld von der Krankenkasse.

Was passiert mit meiner Arbeit und meinem Lohn, wenn ich persönlich unter Quaran
täne stehe ohne bereits selbst erkrankt zu sein — etwa weil ich Kontakt zu Corona
Infizierten hatte?

Personen, die unter amtlich angeordneter Quarantäne stehen oder dem sogenannten beruf-
lichen Beschäftigungsverbot nach dem Infektionsschutzgesetz unterliegen, sind von ihrer Ar
beitsverpflichtung befreit.

Grundsätzlich schuldet ihr Arbeitgeber Ihnen weiterhin die Vergütung, wenn sie für eine verhält-
nismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in ihrer Person liegenden Grund ohne eigenes
Verschulden an der Dienstleistung gehindert sind ( 616 5. 1 BGB). Die Rechtsprechung geht
hier von einem Zeitraum bis zu von sechs Wochen aus (BGH v. 30.11.1978, III ZR 43/77).
Diese Lohnfortzahlungspflicht nach § 616 BGB des Arbeitgebers kann aber durch Tarifvertrag
oder Arbeitsvertrag ausgeschlossen oder reduziert werden. Zudem ist umstritten, ob der per-
sönlicher Verhinderungsgrund auch dann greift, wenn der Grund für die Verhinderung eine
Epidemie und damit ein außerhalb der persönlichen Sphäre des Arbeitnehmers liegendes Ereig
nis ist, das mehrere Personen betrifft. Besteht kein Anspruch aufVergütungszahlung gegenüber
dem Arbeitgeber, greift aber der Entschädigungsanspruch gegenüber dem Staat nach § 56 Abs.
1 IfSG, wie in der letzten Frage beschrieben — der Arbeitgeber tritt hier in Vorleistung, kann
aber die Erstattung der Entschädigung bei der zuständigen Behörde beantragen. Zudem gilt
auch hier: Beschäftigte, die selbst an Corona erkranken und dadurch arbeitsunfähig sind,
erhalten nach den „normalen“ Regeln die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (EFZG).

Wie steht es um meine Arbeit und meinen Lohn, wenn aufgrund des Corona-Virus der
Kindergarten oder die Schule meines Kindes geschlossen hat? Kann ich dann zu Hause
bleiben und bekomme ich weiterhin mein Geld?

Die bisherigen rechtlichen Lösungswege sind auf ein derart flächendeckendes Ereignis nicht aus-
gerichtet. Notwendig sind deshalb zügige politische Lösungen, die die Entgeltansprüche der Be
schäftigten sichern.

Beschäftigte sind grundsätzlich verpflichtet, alle Anstrengungen zu unternehmen, um das Kind
anderweitig betreuen zu lassen. Dies ist aber in der augenblicklichen Situation, aufgrund der
Aufforderung seitens der Gesundheitsexperten und politisch Verantwortlichen, soziale Kontakte
auf das Mindestmaß zu reduzieren und auf die Unterstützung etwa der Großeltern zu verzichten
noch schwieriger, als es ohnehin oft der Fall ist. Hier sollten Sie schnellstmöglich ein Gespräch
mit Ihrem Arbeitgeber suchen und gemeinsam überlegen, ob Home-Office möglich ist.

Grundsätzlich haben Beschäftigte - jedenfalls bei kleineren Kindern - die aufgrund einer Kita
oder Schulschließung ihr Kind nicht anderweitig unterbringen können, die Möglichkeit, sich auf
eine unverschuldete persönliche Verhinderung im Sinne von § 616 BGB zu berufen (persönliche
Verhinderung wegen bestehender Sorgeverpflichtungen nach § 1626 5. 1 BGB). Dies löst dann
für einen kürzeren Zeitraum (einige Tage) einen Anspruch des Beschäftigten auf bezahlte
Freistellung aus. Indes kann dieser Anspruch durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder
Arbeitsvertrag ausgeschlossen sein. Hier sind zwingend gesetzliche Regelungen erforderlich.

Erkrankt das Kind, gelten die allgemeinen Regeln: Beschäftigte haben dann das Recht, entspre
chend der einschlägigen sozialrechtlichen Regelungen eine Freistellung aufgrund der Erkran
kung des Kindes in Anspruch zu nehmen. Gesetzlich vorgesehen sind insoweit bis zu zehn Tage
pro Kind und Elternteil, bei Alleinerziehenden also 20 Tage ( 45 5GB V).
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Mein Arbeitgeber hat mir „wegen Coron&‘ gekündigt — was muss ich beachten?

Eine Kündigung muss, damit sie rechtmäßig ist, sozial gerechtfertigt sein. Das bedeutet — es
braucht dafür sachliche Gründe. Die aktuelle Krise ist nicht automatisch ein solcher Grund.
Daher sollten Sie nicht einfach so die Kündigung hinnehmen, sondern sie in jedem Fall rechtlich
überprüfen lassen. Hierbei wichtig zu wissen: Ein Kündigungsschutz gegen die Kündigung muss
innerhalb von drei Wochen eingeleitet werden ab Zugang der Kündigung. Wird kein Kündigungs
schutz eingeleitet, gilt die Kündigung als wirksam mit allen Folgen: Es gehen verloren oder kön
nen verloren gehen: Lohnansprüche, Sonderzahlungsansprüche, Urlaubsansprüche, Abfindu
ngsansprüche und ggfs. die Möglichkeit ein gutes Zeugnis zu erhalten.

Soll ich einen Aufhebungsvertrag wegen der Corona-Krise unterschreiben?

Einen Aufhebungsvertrag wegen der Corona-Krise sollten Sie nicht unterschreiben, ohne vorher
mit dem Betriebsrat, dem Personalrat oder einem Rechtsanwalt gesprochen zu haben. Andern-
falls gehen verloren oder können verloren gehen wie bei einer Kündigung ohne Kündigungs
schutz: Lohnansprüche, Sonderzahlungsansprüche, Urlaubsansprüche, Abfindungsansprüche,
ggfs. die Möglichkeit ein gutes Zeugnis zu erhalten und Überstundenabgeltungsansprüche.

Niemand kann Sie zwingen, einen Aufhebungsvertrag ohne Bedenkzeit zu unterschreiben.

Einen unterschriebenen Aufhebungsvertrag kann man anfechten.

Ich komme mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht mehr zur Arbeit - bekomme ich
weiter mein Geld?

Nein. Das Risiko des Arbeitsweges liegt grundsätzlich beim Arbeitnehmer - wie sonst auch (z.B.
im Winter bei Schnee und Glatteis). Wenn man also den Arbeitsplatz nicht erreichen kann, hat
man auch keinen Anspruch auf die Vergütung für die ausgefallene Arbeitszeit.

Mein Arbeitgeber hat seinen Betrieb geschlossen - kann ich eine andere Arbeit an-
nehmen in der Zeit? Wie ist es bei Kurzarbeit?

Grundsätzlich ja. Eine sog. Nebentätigkeit ist dem Arbeitgeber allerdings mindestens (je nach
vertraglicher Vereinbarung) anzuzeigen. Da es sein kann, dass Sie die ursprüngliche Arbeit
jederzeit wieder aufnehmen müssen, müssen Sie mit Ihrem Zwischenarbeitgeber‘ ggf. sehr
kurze Kündigungsfristen vereinbaren. Kurzarbeitergeld kann angerechnet werden.

Mein Betrieb muss schließen, mein Arbeitgeber will aber, dass ich während der Schlie
ßung eine andere (möglicherweise „geringerwertige“) Arbeit erbringe als bislang.
Muss ich mich darauf einlassen?

Es kommt immer darauf an, was genau für eine Tätigkeit im Arbeitsvertrag vereinbart ist. Das
Direktionsrecht des Arbeitgebers wird durch die aktuelle Situation nicht erweitert. Aber eine
vorübergehende nicht vertragsgemäße Beschäftigung kann natürlich den weiteren Bezug des
Gehalts sichern und verschiebt ggf. den Bezug von Kurzarbeitergeld nach hinten.

Ich habe im April meinen Jahresurlaub, die Reise ist schon gebucht. Jetzt kann ich
wegen Corona nicht verreisen. Kann ich meinen bewilligten Urlaub zurücknehmen?

Die Tatsache, dass Sie derzeit ihren Urlaub nicht (mangels stattfindender Flüge) oder jedenfalls
ohne die Gefahr der Infizierung mit dem Corona-Virus wahrnehmen können, gibt Ihnen leider
gleichwohl nicht das Recht, den bereits bewilligten Urlaub zurückzufordern. Sie sind also hier
auf die Kulanz Ihres Arbeitgebers angewiesen. Pauschalreisen werden in aller Regel erstattet,
bei individuellen Reisen ist es schwieriger.

Was gilt für Minijobber in der Corona-Krise?

Minijobber genießen grundsätzlich dieselben Rechte wie alle anderen Beschäftigten. Sie haben
also z.B. Recht auf Schutz vor Kündigung und — falls ihr Betrieb schließt — das Recht auf Lohn-
ersatz nach den für alle Beschäftigten geltenden Regeln.

Muss mein Arbeitgeber es der Belegschaft mitteilen, wenn ein Kollege infiziert ist?

Grundsätzlich schuldet ihr Kollege ihrem Arbeitgeber keine Information über die Gründe seiner
Arbeitsunfähigkeit — auch bei Corona. Erfährt ihr Arbeitgeber aber von der Corona-Infektion
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ihres Kollegen, weil ihm dieser von sich aus darüber informiert hat, ist er allerdings verpflichtet,
Maßnahmen zu ergreifen um die restliche Belegschaft vor Ansteckung zu schützen
(Fürsorgepflicht). Welche Maßnahmen das sind und ob die Belegschaft über die Person des
Infizierten erfahren soll, hängt stark vom Einzelfall ab. Deshalb sollte ihr Arbeitgeber hier am
besten im engen Austausch mit den Gesundheitsbehörden handeln. Dabei muss eine Stig
matisierung der infizierten Beschäftigten verhindert werden.

Ich gehöre aufgrund einer Vorerkrankung / einer chronischen Erkrankung zu einer
Risikogruppe. Deshalb ist meine Befürchtung, mich mit dem Corona-Virus anzu
stecken, besonders groß. Muss ich trotzdem zur Arbeit und falls ja: Welche Schutz-
maßnahmen darf ich von meinem Arbeitgeber verlangen?

Für Risikogruppen gilt grundsätzlich das oben Gesagte auch. Jedoch ist ihr Arbeitgeber nach
Arbeitsschutzgesetz verpflichtet, die Arbeit so zu gestalten, dass eine Gefährdung möglichst
vermieden oder gering gehalten wird. In kleineren Unternehmen ohne betriebliche Interessen-
vertretung können Beschäftigte sich im Rahmen einer Wunschvorsorge jederzeit an den Be
triebsarzt wenden und ihre diesbezüglichen Bedenken besprechen. Der Betriebsarzt kann sinn-
volle Schutzmaßnahmen bei ihrem Arbeitgeber initiieren.

In Betrieben mit betrieblicher Interessensvertretung haben die Beschäftigten ebenso diese Mög
lichkeit, alternativ können sie sich aber auch jederzeit an den Betriebs- oder Personalrat wen-
den, Scherbehinderte an die Schwerbehindertenvertretung, Auszubildende an die Jugend- und
Auszubildendenvertretung. Im Idealfall verständigt sich die betriebliche Interessensvertretung,
mit den vom Arbeitgeber beauftragten Fachkräften für Arbeitssicherheit und den Betriebsärzten
über die Schutzmaßnahmen für besonders gefährdete Beschäftigte.

Welche Vorsorgemaßnahmen muss mein Arbeitgeber ergreifen, um mich vor Corona
zu schützen? Welche Möglichkeiten haben Betriebsräte diesbezüglich?

Ihr Arbeitgeber hat gegenüber Ihnen eine arbeitsvertragliche Schutz- und Fürsorgepflicht. Er
muss daher dafür sorgen, dass Erkrankungsrisiken und Gesundheitsgefahren im Betrieb so ge
ring wie möglich bleiben. Je nach Art des Betriebes — etwa in einem Betrieb mit viel Kundenkon
takt — kann aus der Schutzpflicht eine konkrete Pflicht folgen, zum Beispiel Desinfektionsmittel
zur Verfügung zu stellen. Zudem sind Arbeitgeber verpflichtet, ihre Beschäftigten in Bezug auf
die einzuhaltenden Hygienemaßnahmen und Schutzvorkehrungen zu unterweisen.

Gibt es im Betrieb einen Betriebsrat oder Personalrat, sind solche Hygieneanweisungen seitens
des Arbeitgebers, die in aller Regel Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen im Betrieb berühren, nach § 87 Nr.1 und Nr. 7 BetrVG
und § 75 Abs. 3 Nr. 11 und 15 BPersVG mitbestimmungspflichtig. Derjeweiligen Interessenver
tretung ist daher zu empfehlen, sehr schnell gemeinsam mit dem Arbeitsschutzausschuss nach
§ 11 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) die Gefährdungslage im Betrieb zu beraten.

Können Betriebsrats-, Gesamtbetriebsrats-, Konzernbetriebsrats und Eu ropäische Be
triebsratssitzungen per Umlaufverfahren oder Videokonferenz durchgeführt werden?

Nach herrschender Meinung sind Umlaufverfahren bei Betriebsratssitzungen des Betriebsrats
(BR) nicht zulässig, denn § 33 Abs. 1 Satz 1 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) verlangt die
Anwesenheit der BR-Mitglieder. Anwesenheit im Sinne der Bestimmung meint die Anwesenheit
an einem Ort. Eine fernmündliche Abstimmung ist ebenfalls nicht zulässig. Wenn es nur um
Vorbesprechungen oder Beratungen ohne Beschlussfassungen geht, können Videokonferenzen
durchgeführt werden.

Für Rückfragen, detailliertere Besprechungen ihrer konkreten Situation und weitere Auskünfte
stehe ich Ihnen gerne jederzeit zur Verfügung.

Bleiben Sie gesund.

Mit frdlichen Grüßen
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